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ZuSEntSchG §§ 3 Abs. 1, 2, 3? 8 Abs. 1 Nr. 1, 2

Zum erforderlichen Zeitaufwand für ein Sachverständigen 
gutachten.
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BUNDESGERICHTSHOF
X ZR 27/86 BESCHLUSS

in der Patentnichtigkeitssache
der M j i  Ge^BEE GmbH, PjHBBstraße A ,  Fr<
W i g H M B i , gesetzt ich vertreten durch ihre Geschäfts­
führer Helmut und Gerhard G0t^r

Klägerin und Berufungsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwalt Prof. Dr. flBI,

Patentanwälte 
Dipl.-Phys.

Istraße
und Partner,
i,

gegen

die B— I & Co. GmbH, Ffli^HB^EjHfe-Anlage 
FrafllP/Mattf gesetzlich vertreten durch ihre Geschäfts­
führer Dr. Kurt R— I, Am H ^ M P  •  , Wefli 
Dr. Hans Erich S c h M ^  KrflHHH^straße tf, Bad SflB,

- Prozeßbevollmächtigte:
Beklagte und Berufungsbeklagte,

undRechtsanwälte Dr.Dr •
Patentanwälte
Dipl.-Ing^jmBP und Partner,

[-Straße tffc.

Will
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Der X. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
am 4. Juni 1987 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Bruchhausen und die Richter Brodeßer, von Albert, 
Dipl.-Ing. Frhr. von Maltzahn und Dr. Jestaedt

beschlossen:

1. Die Entschädigung des gerichtlichen Sach­
verständigen für die Erstattung des 
schriftlichen Gutachtens wird unter Ein­
schluß von Auslagen und Abgaben auf

7.929,84 DM

festgesetzt.

2. Die Entscheidung über die Aufwendungen 
für 22 Stunden einer Hilfskraft (Mitarbei­
ter) bleibt Vorbehalten.

G r ü n d e  :

I.

Der Sachverständige ist mit dem Schreiben vom 
1. Juli 1986 gebeten worden, zu den im Beschluß vom selben 
Tage gestellten Fragen ein schriftliches Gutachten zu er­
statten. In dem genannten Schreiben wurde er gebeten, von 
Recherchen nach weiterem Material abzusehen. Am 4. Dezem­
ber 1986 hat er das Gutachten vom 29. November 1986 in
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elffacher Ausfertigung eingereicht; eine weitere hat er zu 
seinen Akten genommen. Das Gutachten schließt auf der 
Seite 45, der Anlagenteil umfaßt 116 Seiten. In einem 
Begleitschreiben hat er seinen Zeitaufwand mit 207 Stunden 
und 56 Mitarbeiterstunden angegeben und einen pauschalen 
Honorarvorschlag mit 24.000 DM gemacht. Dem hat eine Partei 
zugestimmt, die andere widersprochen.

Auf Anforderung hat der Sachverständige den ange­
fallenen Aufwand wie folgt abgerechnet:

Zeitaufwand in Stunden für SV Mitarbeiter
1. Aktenstudium 42 22
2. Sichtung der Produktdateninformationen im

Archiv 2 16
3. Erneutes Aktertstudium 28
4. Literaturstudium 17
5. Entwurf des Gutachtens im Konzept 46

Schreiben des Konzepts 18
6. Nochmaliges Aktenstudium 14
7. Diktat des endgültigen Gutachtens und

detaillierte Beantwortung der Beweisfragen 32
8. Abschlußlektüre des Gutachtens (Korrektur­

lesen) und Überprüfung im Kontext 26 _ _207 38 18
Es ergibt sich folgende Berechnung des Honorars:
207 Sachverständigenstunden ä 75,—  DM 
38 Stunden ä 45,—  DM
18 Stunden ä 35,—  DM

15.525,-' M 
1.710," H 630." jj 

17.865," 01
12 x Ausfertigung des Gutachtens 
12 x 161 Seiten x 1,—  DM

Porti, Versand und Archivierung 10 % von 19.797,

1.932,-
19.7977“

979,70jg

048, Z1Ü 'bot; T4 U

J

zuzüglich 14 % Mehrwertsteuer
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Von diesem Betrag stellt der Sachverständige 24.000 DM, 
2.947,37 DM Mehrwertsteuer enthaltend, in Rechnung.

II.

Die Entschädigung der vom Gericht herangezogenen Sachver­
ständigen erfolgt nach dem Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen (ZuSEG) in der Fassung vom 1. Okto­
ber 1969, das zuletzt durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung von 
Kostengesetzen vom 9. Dezember 1986 geändert worden ist (BGBl. I 
S. 2326, 2334 ff.). Da der Auftrag zur Erstattung des schrift­
lichen Gutachtens vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes am 
1. Januar 1987 erteilt worden ist, richtet sich die Entschädigung 
für den Sachverständigen nach dem bisherigen Recht (§ 18 ZuSEG).

Nach § 7 Abs. 2 ZuSEG kann eine pauschale Abgeltung der Lei­
stung des Sachverständigen erfolgen, wenn eine Partei sich damit 
einverstanden erklärt und das Gericht zustimmt. Eine derartige Zu­
stimmung konnte im vorliegenden Falle nicht erfolgen, weil der 
Sachverständige, wie die nachstehenden Ausführungen ergeben, eine 
unangemessene Entschädigung vorgeschlagen hat.

Die Entschädigung des Sachverständigen hat deshalb nach dem 
erforderlichen Zeitaufwand zu erfolgen (§ 3 Abs. 1 u. 2 ZuSEG).
Als erforderlich ist nur derjenige Zeitaufwand anzusetzen, den ein 
Sachverständiger mit durchschnittlichen Fähigkeiten und Kennt­
nissen braucht, um sich nach sorgfältigem Aktenstudium ein Bild 
von den zu beantwortenden Fragen machen zu können und nach ein­
gehenden Überlegungen seine gutachtliche Stellungnahme zu den ihm 
gestellten Fragen schriftlich niederzulegen. Dabei sind der Umfang 
des ihm unterbreiteten Streitstoffes, der Grad der Schwierigkeit
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der zu beantwortetenden Fragen unter Berücksichtigung seiner 
Sachkunde auf dem betreffenden Gebiet, der Umfang seines 
Gutachtens und die Bedeutung der Streitsache angemessen zu 
berücksichtigen. Der Umfang des dem Sachverständigen unter­
breiteten Streitstoffes ist nicht besonders groß. Die Akten 
enthalten in einem erheblichen Umfang Ausführungen der 
Parteien und des Vorgerichts zu Rechtsfragen, auf die sich 
das geforderte Gutachten nicht bezog. Auch der Schwierig­
keitsgrad der vom Sachverständigen zu beantwortenden Fragen 
kann angesichts seiner Sachkunde nicht als besonders hoch 
angesehen werden. Der Umfang seines Gutachtens beträgt nur 
35 Seiten. Es war überflüssig, den Inhalt des Beweisbe­
schlusses, der allen Beteiligten bekannt ist, gleich zweimal 
im Gutachten wiederzugeben. Bei dieser Sachlage hätte sich 
ein durchschnittlich schnell arbeitender Sachverständiger 
in 22 Stunden mit dem Streitstoff, soweit dieser die ihm 
gestellten Fragen betraf, vertraut machen können. Das gilt 
ganz besonders deshalb, weil sich der Sachverständige beim 
Studium der Akten der Hilfe eines Mitarbeiters bediente, der 
dafür ebenfalls 22 Stunden aufgewendet hat. Für die Über­
legungen und die Niederlegung der gutachtlichen Stellung­
nahme hält der Senat nur weitere 50 Stunden für erforder­
lich. Der erforderliche Zeitaufwand bemißt sich demnach auf 
72 Stunden für den Sachverständigen und auf 22 Stunden für 
einen Mitarbeiter. Dabei ist für den Sachverständigen ein 
Stundensatz von 75 DM zugrunde zu legen (§ 3 Abs. 3 
Buchst, a ZuSEG)• Der Zeitaufwand für die Sichtung der 
Produktdateninformationen im Archiv war nicht erforderlich, 
da dem Sachverständigen angeraten war, Recherchen zu unter­
lassen. Aus diesem Grunde kommt eine Entschädigung für den 
dafür angesetzten Zeitaufwand von 2 Stunden für den Sach­
verständigen und ein Aufwendungsersatz für 16 Mitarbeiter­
stunden nicht in Betracht.



6 ye

Auch die Aufwendungen für das schriftliche Gutachten 
und für dessen Abschriften sowie für Ablichtungen, die auch 
die der gutachtlichen Äußerung beigefügten Kopien umfassen, 
können nur in dem notwendigen Umfang anerkannt werden (§ 8 
Nr. 1 u. 2 ZuSEG). Die wiederholte wörtliche Wiedergabe des 
Beweisbeschlusses war - wie gesagt - überflüssig (10 Sei­
ten), ebenso die als Anhang zum Gutachten beigefügten Kopien 
der Streitpatentschrift (Anl. 1) und der im Verfahren über­
reichten Druckschriften (Anl. 2 u. 3m. übers. - ingesamt 
59 Seiten). Sie standen allen Beteiligten bereits zur 
Verfügung.

Zur Unterrichtung des Senats bedurfte es auch nicht der 
mehrfachen Beifügung von Produktinformationen mit im wesent­
lichen gleichem Inhalt (Anl. 4.1 - 4.3). Zu der als Anlage 5 
beigefügten 16-seitigen Kopie der nachveröffentlichten 
deutschen Offenlegungsschrift 29 04 936 findet sich im Gut­
achten keinerlei Hinweis, insbesondere nicht in den Ab­
schnitten 4.39 - 4.41 (vgl. S. 37/38). Zu vergüten sind dem 
Sachverständigen somit die Schreibauslagen für 35 Seiten 
Gutachten, 10 Seiten der Anlage 4.3 und 28 Seiten der An­
lage 6, insgesamt 73 Seiten zu 1,- DM (siehe § 8 Abs. 1 
Nr. 2 ZuSEG i.V.m. der im Juli 1986 gültigen Fassung der 
Anlage 1 Nr. 1900 zum Gerichtskostengesetz).

Schließlich erscheint für Porto und Versand nur ein 
Betrag von 50 DM angemessen. Für die Honorierung der Archi­
vierung des Gutachtens gibt es keine Rechtsgrundlage.

Vorbehaltlich der Entscheidung über die Aufwendungen 
des Sachverständigen für einen Mitarbeiter für 22 Stunden



- 7 -

ä 45 DM, die gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 ZuSEG nur anerkannt 
werden können, wenn die tatsächliche Zahlung an den Mit­
arbeiter nachgewiesen ist, wozu der Sachverständige bisher 
vergeblich aufgefordert worden ist, berechnet sich die nach 
§ 16 ZuSEG festzusetzende Entschädigung des gerichtlichen 
Sachverständigen, eingeschlossen die anteiligen Auslagen und 
Abgaben, wie folgt:

Sachverständiger: 72 Std. ä 75.- DM 5.400.—  DM
Schreibkraft: 18 Std. ä 35.- DM 630.—  DM

Porto/Versand = 50.—  DM
Schreibauslagen: 73 Seiten ä 1.- DM x 12 = 876.—  DM

6.956.—  DM

zuzüglich 14 % Mehrwertsteuer = 973.84 DM
7.929.84 DM

Bruchhausen Brodeßer von Albert

Maltzahn Jestaedt
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